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Amtlicher Teil .
„ 2ur Rechtskraft zweier Gesetze ".

** In der gestrigen Sitzung der Verfaffungskommisfion des
badischen Landtags wurde ebenfalls die von uns am Montag
in der » Karlsruher Zeitung " erwähnte unrichtige Notiz einer
Karlsruher Korrespondenz besprochen, nach welcher das
Sperrgesetz und das Gesetz über das Enteignungs .
verfahren keine Rechtskraft besäßen, weil die Beratung
und Annahme beider Gesetze nicht entsprechend dem § 49 der

Verfassung (zweimalige Lesung ) erfolgt sei .
Die Verfassungskommission erklärte hierzu : Die in jener

Korrespondenz znm Ausdruck gebrachte Auffassung ist unzu¬
treffend . Die Landesgesetze erhalten verbindliche Kraft durch

ihre Verkündung mittels eines Gesetzblattes (Art . 1 Mbs. 1

des Ausführungsgesetzes zum B .G .B . -vom 17. Juni 1899 ) . So¬

fern in dem Gesetze selbst nichts anderes bestimmt ist, tritt

eS mit dem 14 . Tage nach Ablauf des Tages in Kraft , wel¬

cher in der betreffenden Nummer des Gesetzblattes als Tag der

Ausgabe bezeichnet ist (Art . 1 Abs. 2 des vorbezeichneten Aus -

führungsgesetzes zum B .G .B.) .
Nun ist im vorliegenden Falle das Gesetz , die badische Ber .

fassung betr ., im Gesetz- und Verordnungsblatt vom W .̂ April
1919 verkündet worden, und, da darin ein besonderer Anfangs »
termin nicht festgesetzt ist, am 9. Mai d. I . in Kraft getreten .
Da die beiden eingangs genannten Gesetze bereits vor diesem
Tage beschlossen und im Gesetzes, und Verordnungsblatt ver»

kündet waren , so ist nicht daran zu zweifeln , -daß sie ordr^fngS»

gemäß zustande gekommen und daher rechtsgiltig find.

Die Feststellung der Vergütung von Regul -
sltionen und Rriegsleistungenim besetzten

und geräumten Reicbsgebiet .
»» Das Ministerium des Innern hat über die AuS-

führung des Gesetzes über die Vergütung von Leistun .

gen für die feindlichen Htzere im besetzten Reichs-

gebiet und über die vereinfachte Abschätzung von Krregs -

leistungen für das deutsche Heer vom 2. März 1919 eine Ver¬

ordnung erlaffen, nach welcher Landeszentralbehörde
im Sinne dieses Reichsgesetzes das Ministerium des

Innern ist. Zu Feststellungsbehörden werden die
in Betracht kommenden Bezirksämter für ihre Bezirke
bestimmt.

Gleichzeitig wird bekannt gegeben, daß nach einer Mitteilung
des Reichsministerium des Innern die Feinde im preußischen
Besetzungsgebiet teilweise dazu übergegangen sind , ihrerseits
die Vergütungen der für ihre bewaffnete Macht bewirkten
Leistungen festzustellen und der Bevölkerung auszuzahlen . Es
ist dies schon deshalb unerwünscht , weil die Gefahr besteht, daß
durch Doppelzahlungen an die Bevölkerung der ReichSkafle
unersetzlicher Nachteil entsteht . Ob es durch Vorstellungen der

Deutschen Waffenstillstandskommission gelingen wird , die
Feinde zur Einstellung dieses Verfahrens zu veranlassen , er-
fiheint zweifelhaft , nachdem eine darauf abzielende Note der
Waffenstillstandskommission unbeantwortet geblieben ist. Das
Ministerium hat daher die beteiligten Bezirksämter beauf -
tragt , daß sie, wo erforderlich, im Weg entsprechender Fühlung¬
nähme mit dem betreffenden feindlichen Kommandeur die
Ausschließliche Anerkennung des deutschen Gesetzes und die
Einstellung der vom Feind hierin getroffenen Maßnahmen zu
erreichen versuchen; ebenso soll auch dort verfahren . werden ,
wo etwa der Feind die Anwendung des deutschen Gesetzes über¬
haupt verboten haben sollte .

Verkebr mit dem besetzten Gebiet .
** Aus dem unbesetzten Deutschland darf Sacharin mit

der Post in gewöhnlichen Paketen nach Orten in der britischen
8one der besetzten deutschen RheittFebiete und in der Rhein ,
hsalz (in Lebensmittelpaketen ) eingeführt werden.

Ferner ist die Einfuhr von Düngemitteln in gewöhn¬
ten Paketen aus dem unbesetzten Deutschland in die britische

Besatzungszone zugelassen worden. Sendungen mit
Akten und Formularen an und von Behörden in der fran .
zösischen Zone (ausschließlich Elsaß -Lothringen und Brücken-
kopfgebiet Kehl) sind nach unserer Meinung nicht als Pakete
mit Paketkarte , sondern nur als Briefe mit unbeschränktem'

Höchstgewicht gegen die Gebühr für Pakete, soweit das Gewicht
850 Gramm übersteigt, zugelaffen. Für die Rheinpfalz ver¬
bleibt eS bei der bisherigen Anordnung , wonach Akten in amt .
lichen Paketen mit Paketkarte versandt werden können.

Linkubr von krischen Lrücbten .
— Noch immer gehen zahlreiche Gesuche um Erteilung der

Einfuhrerlaubnis für Orangen und Zitronen bei der Badischen
Obstversorgung ein. Diese Gesuche , die zudem meist der not¬
wendigen Nachweise über die Zahlungsbedingungen entbehren
(siehe . Karlsruher Zeitung " vom 20. Februar d. I . Nr . 44) ,
haben zur Zeit keine Aussicht auf Bewilligung durch den zu¬
ständigen Reichskommiffär, da das Baden zustehende Kontin¬
gent bereits ans Monate hinaus aufgebraucht ist. Finanz¬
politische Erwägungen lassen übrigens die Einfuhrbewilligung
auch späterhin nur in sehr beschränktem Umfang und nur
dann , wenn es sich um Belieferung größerer Versorgungsge¬
biete handelt , möglich erscheinen . Wollte man den bisher ein¬
gereichten Gesuchen stattgeben, so würden allein aus Baden
Millionenwerte in kürzester Frist nach dem Ausland wandern .
Ausdrücklich sei darauf h ' ngewieseu, daß die Entscheidung über
die Einfuhrerlaubnis nichr von der Badischen Obstversorgung ,
sondern von dem Reichskomnnffar für Ein - und Ausfuhrbe¬
willigung getroffen wird, dem die Gesuche von der Obstver-
sorgung nur dann vorgelegt werden können, w« rn sie den be¬
kanntgegebenen Bedingungen entsprechen. S

Die Rekämpkung des gewerbsmässigen
Schleichhandels .

" Der Schleichhandelim Bereiche des Bezirksamts Bruch -
s a l läßt vor allem bezüglich des Handels mit Vieh eine wesent-
liche Abnahme konstatieren. Im April d. I . wurden dort -
selbst zusammen 48 Anzeigen wegen Schleichhandels mit Vieh,
Schleichversorgung mit Fleisch, Geheimschlachtungen, Über-
schreitung der Höchstpreise usw . erstattet. Beschlagnahmt wur -
den 326 Pfund Rindfleisch , 22 Pfund Wurst, sowie 2 Kühe.
Ferner purde die Schließung von 4 Mehgereibetrieben und
einer Gastwirtschaft wegen Schleichhandels und Schleichver¬
sorgung mit Fleisch verfügt.

Ernennung weiterer Dilksbeamten der
Staatsanwaltschaft .

— Auf Grund der Ermächtigung durch die Verordnung vom
7. März 1919, die Einrichtung der Kriminalpolizei nach der
deutschen Gerichtsverfassung und Strafprozetzordnung betr .,
wurde in HaSlach Herr Paul Düpmann , Mitglied des dar -
tigen Arbeiterrats , zum Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft
für den Bezirk der Stadt "Haslach, in Baden - Baden die
Herren Joseph Bschirrer, Johann Kißner , Werner Mayer ,
Julius Philipp und Peter Schäfer, Mitglieder der dortigen
Vcikswehr, zu Hilssbeamten der Staatsanwaltschaft für den
Amtsbezirk Baden bestellt .

** Die Mitglieder der Volkswehr in Karlsruhe Adam
Brehm , Johann Elsässer . Wilhelm Becker , Jakob
Schaller » Wilhelm Lay er , Wilhelm Schweinfurth ,
Ludwig Meinzer , Karl Beck , Robert Herling , Karl
Kern , Reinhold Fischer , Jakob Erb , Franz Degen ,
Karl Herrmann , Joseph Krunthart wurden zu Hilfs¬
beamten der Staatsanwaltschaft für den Amtsbezirk Karlsruhe
bestellt. Als solche haben sie die den Hilssbeamten der Staats¬
anwaltschaft nach der Strafprozetzordnung zukommenden Be¬
fugnisse und find insbesondere berechtigt , zur Vornahme von
Beschlagnahmungen , Durchsuchungen und vorläufigen Fest¬
nahmen.

» Vom Tage.
(Zur Rede des badischen Staatspräsidenten . Störunge «

der deutschen Einmütigkeit .)
Die Rede , die der badische Staatspräsident

Gei ß heute unter der Zustimmung seiner sämtlichen Zu¬
hörer im Landtage gehalten hat , reiht sich in würdiger
Weise den bedeutsamen Kundgebungen unserer führende «
Staatsmänner an . Für uns Badener ist sie von beson¬
derem Gewicht , weil sie eingehend die Folgen kennzeich¬
net , die die Unterzeichnung des uns unterbreiteten Frie -!
densvertrages für unser Land haben würde.

Mit Recht nennt Staatspräsident Geiß die Bestim¬
mungen , die Baden betreffen , unerträg¬
lich . Würden diese Bestimmungen von uns angenom¬
men , so gäbe es fast in ganz Baden keine Garnisonen
mehr , da 50 Kilometer östlich des Rheines keine Truppen
unterhalten werden dürfen ; wir wären also nicht mehr
in der Lage Ordnung und Sicherheit in unserem Lande
zu verbürgen . Kehl und das Hanauer Land würden
15 Jahre lang unter französischer Herrschaft bleiben ;
von unserer Rheinflotte dürfte sich Frankreich Schlepper
und Käbne ganz nach Belieben aussuchen : unsere Schiff¬
fahrtsgesellschaften würden unter französischen Einfluß
geraten . Mer auch über die Wasserkräfte des NH -üneS .
hätte Frankreich allein zu verfügen . Es ist selbstver¬
ständlich, daß unter solchen Umständen die badische Volks¬
wirtschaft nicht mehr bestehen könnte.

Was der Staatspräsident noch als besonders verhäng¬
nisvoll an jenen Bestimmungen empfindet , das ist dis
Tatsache , daß diese Bestimmungen gar keine genauen
Normen vorschreiben, sondern alles der Interpretation
und damit der Willkür der Franzosen über-
lafsr» . Gerne sind wir , wie er betonte , bereit, uns in Frie¬
den rmd Güte nnt Frankreich zu einigen , ihm auf der
Grundlage der Gleichberechtigung weitest entgegenzu¬
kommen , um endlich einmal die alten Gegensätze zwischen
Frankreich und uns zu überwinden . Dis Bestimmungen
des Friedensvertrages würden uns eine solche Politik
aber zur glatten Unmöglichkeit machen . Von neuem
würden Quellen des Hasses und der Leidenschaft zwischen
den beiden Völkern erschlossen werden ; und das wäre in
der Tat ein Unglück für die gesamte Menschheit.

Noch hat der Staatspräsident die Hoffnung nicht auf¬
gegeben , daß die Erwägungen der Vernunft und der
Gerechtigkeit bei unserem Feinde siegen werden, und noch-
mals wendet er sich an Wilson , den Präsidenten der
großen amerikanischen Nation , in deren Geschichte sich
so viele gute badische Namen eingeschrieben haben. Was
wir von Wilson verlangen ist die Gleichberechtigung, die
Ausnahme in den Völkerbund, 'die Abwendung von einem
FriDensvertrag , der ein Verbrechen gegen das demokra¬
tische deutsche Volk wäre . „Nicht nur Deutschland, son¬
dern ganz Europa bricht Zusammen , so verkündete Staats¬
präsident . Geiß , wenn jetzt nicht ein Friede des Rechts
und mit ihm eine dauernde Völkerverständigung ge¬
schaffen wird . Nur in gemeinsamer Arbeit kann Europa
genesen ! Die Folgen werden furchtbar sein , wenn man '
im Herzen Europas ein Volk durch Sklaverei und Elend
zur Verzweiflung treibt ."

Zum Schluß seiner außerordentlich eindrucksvolle«
und von starkem vaterländischen Gefühl durchglühten Rede
wandte sich Staatspräsident Geiß an unser ganzes Volk
mit der Bitte , über allePart eigegensätze hin¬
weg nur an das Vaterland zu denken . Er
empfindet die Tatsache, daß die Geister der Gewalt , die
das Recht verachten, bei unseren Feinden noch viel stärker
sind, als sie bei uns unter dem alten System waren , mit
Recht als einen Umstand , der geeignet ist , uns heute über
alle Gegensätze hinweg zu einigen . Die Not der Stunde
gebietet mit zwingender Unerbittlichkeit die Einigkeit
des ganzen Volkes . Nur so werden wir das schöne Wort
des Staatspräsidenten wcchr machen können, daß wir in
dem Glauben , daß der verwerfliche Götzendienst der Ge¬
walt bei unseren Feinden in sich zusammenbrechen wird ,
„ entschlossen sind , das Schlimmste zu tragen für die
Zukunft unseres Volkes , für die Zukunft unserer Kinder -
Wir verzichten nickst auf unser Recht . Und so habe«
wir für diesen Friedensvorschlag des Feindes nur ein
einziges Wort : unannehmbar !" Genau so, wi «
gestern im eben wieder zusammengetretenen bayerische«
Landtags , hat sich auch bei uns in Baden das Parlament



in einmütiger Kundgebung der Erklärung lks Staats¬
präsidenten ange^chlüssen .
. Wie notwendiger Aufruf des badischen MaatSprafi -
deuten zur Einigkeit und Geschlossenheit ist. beweisen
gewisse parteipolitische Vorkommnisse aus dem Reiche,
die ihre Wellen auch bis zu uns nach Baden schlagen.
Auf der einen Seite ist es wieder die verblendete, wider¬
spruchsvolle und in ihrer Wirkung lediglich dem Feinde
dienende Haltung des größten Teiles derUnabhän -
gigen , die das reine Bild vaterländischer Einmütigkeit
befleckt . Auf der anderen Seite ist es die gefährliche
Art der gegen die Reichsregierung gerichteten konser¬
vativen Polemik , die wir zu beklagen haben. Da
werden mit einer Beflissenheit, die wahrlich einer besseren
Sache würdig wäre , allerlei Gerüchte in die Welt gesetzt,
die den Stempel - er Erfindung an der Stirne tragen ,
und die lediglich dazu dienen sollen , Zwietracht in un¬
serem Volke zu säen und die Stellung der Reichsregie¬
rung zu erschweren . Immer wieder tut man so, als ob
die Männer der Neichsregierung aus parteipolitischem
Ehrgeiz , ans egoistischen Motiven ihr furchtbar verant¬
wortungsvolles und entsagungsreiches Amt übernommen
hätten . Dabei zeigt aber gerade das Verhalten sowohl
- er Unabhängigen wie der Konservativen selbst am deut¬
lichsten , wie schwer sie die Verantwortung , die heute auf
einer Regierung lastet, empfinden ; denn sie würden
sich doch , wenn dieser Fall ernsthaft in Frage käme , sicher¬
lich nicht bereit finden lassen , um heute selber diese
Verantwortung zu übernehmen.

Für die Männer der Reichsregierung wäre es gewiß
ein leichter Entschluß, zurückzutreten, wenn sie sich sagen
dürften , daß dann ein neues regierungsfähiges Kabinett
auf einer extrem links , oder extrem rechts gerichteten
Grundlage zustande kommen könnte. Mit einer solchen
Möglichkeit ist' aber garnicht zu rechnen . Denn weder die
Unabhängigen noch die Konservativen würden sich aus
eine , wenn auch nur schwache Mehrheit im Volke stützen
können. Und das wissen dieseHerren auch selber ganz genau.
Statt nun aber der Reichsregierung , die in dieser
Stunde der Not und der Gefahr unerschrocken genug ist,
das Steuerruder in der Hand zu behalten , mit allen
Kräften beizuspringen und ihr beizustchen im Kampfe
um die Existenz unseres gemeinsamen
Vaterlandes , statt dessen betreibt ein großer Teil
der diesen Oppositionsparteien zur Verfügung stellenden
Presse eine blindwütige , von jeder Rücksicht auf das
große Ganze freie Polemik gegen die ReichsrGierung ,eine Polemik , die dazu noch durch allerlei mehr oder
minder versteckte Anwürfe , durch allerlei Gerüchte und
Entstellungen vergiftet wird . Und doch brauchen wir
gerade heute die Einmütigkeit so dringend , wie noch nie
in unserer ganzen Geschichte. Gerade von den Konser¬
vativen , die für sich ein ganz besonders starkes un¬
empfindliches Gefühl für das Ansehen und die Interessen
unseres Vaterlandes in Anspruch nehmen, sollte man
aber erwarten dürfen , daß sie wenigstens in diesem
Augenblick nicht der Reichsregierung Schwierigkeiten be¬
reiten , daß sie sich in ihrer oft nur zu unüberlegten
Polemik zügeln, und daß sie sich bemühen um des
Vaterlandes Willen ehrlich das anzuerkennen,
was heute doch Wohl jeder anerkennen muß : nämlich den
ernsten und festen Willen und die tathereite Entschlossen¬
heit der Neichsregierung , das Vaterland zu erretten aus
den grauenvollen Strudeln dieser Zeit ! A .

Der Protest der bad.IKegierung
und des Landtags gegen den

Gevvaltkrieden.
Line Lrklärung des Staatspräsidenten .

* In einer denkwürdigen Kundgebung nahmen heute vor¬
mittag Regierung und Volksvertretung Badens Stellung gegendie ungeheuerlichen Friedensbedingungen der Entente . Zu
Beginn der Sitzung nahm Staatspräsident Geiß das Wort zu
folgender Ansprache :

»Weite Kreise des deutschen Volkes hatten in der schweren
Leit des furchtbaren Krieges die Hoffnung gehabt, daß ein
Friede den Krieg beendigen werde, der eine dauernde Völker¬
verständigung anbahnt und . der die Menschheit zu höheren
Formen des Zusammenlebens führt . Ein Friede , auf Grund
des Friedensvorschlags unserer Feinde geschlossen, mühte die
Hoffnung vollständig vernichten. Im Hinblick auf die Ichchstenund größten Ziele der Menschheit erkläre ich : so darf der
Friede nicht geschloffen werden ; dieser Friede wäre ein Friededer Gewalt , der die Menschheit nicht zu der ersehnten Ruhekommen läßt . »

Dieser Friede würde zur Verelendung und zur Sklaverei
des deutschen Volkes führen . Je mehr man die Friedens¬
bedingungen in den Einzelheiten prüft und durchdenkt , destoklarer wird es , dah das deutsche Volk in einen Zustand völliger
Knechtschaft und Unfreiheit versetzt werden soll . Im Altertum
hat der Sieger das besiegte Volk ausgerottet oder in die
Sklaverei abgefiihrt . Aber von den Zeiten an , in denen dieserohesten Formen brutalster Gewaltpolitik überwunden waren ,I^ rt die Weltgeschichte einen Friedensvorschlag ähnlich dem der
Feinde nicht gehört. Es kann die Frage aufgeworfen werden,ob jenes alte System offenkundiger Sklaverei nicht humanerwar als dieses raffinierte System wirtschaftlicher und politi¬
scher Knechtung.

Der Friedensvorschlag verstößt in schroffer Weise gegen dievom Präsidenten der Vereinigten Staaten aufgestellten Grund¬
sätze, aus die sich im Waffenstillstand unsere Feinde mit uns
verpflichtet haben . Sie schrecken nicht davor zurück , nachdem
sie tagtäglich von Freiheit und Demokratie gesprochen haben,« n Volk, das sich im Innern die Freiheit geschaffen hat,in die Fesseln der Fremdherrschaft zu schlagen . Lassen Sie
mich erinnern an zwei erhabene Worte , die Präsident Wilsonausgesprochen . hat . In seiner Ansprache an den Kongreß führteer am 8. Januar 1918 folgendes aus :

»Wir find nicht eifersüchtig auf die deutsche Größe , und
es ist nichts in diesem Programm, das sie gefährdet. Wir
neiden Deutschland keine seiner Errungenschaften , weder
die Bedeutung seiner Wissenschaft , noch seine besonderen
Unternehmungen die ihm einen glänzenden und sehr be¬
neidenswerten Namen verschafft haben. Ebenso wenig
wünschen wir Deutschland zu verletzen oder in irgend einer
Weise seinen berechtigten Einfluß oder seiner Macht im
Wege zu stehen . Wir wünschen nicht es zu - bekämpfen-
weder mit den Waffen noch mit feindlichen Einrichtungen
des Handels, sofern es willens ist, sich mit uns und den
übrigen friedliebenden Nationen der Welt zu verbinden
in Vereinbarungen des Rechts des Gesetzes und ehrlichen
Handels . Wir wünschen nur , daß eS feinen Platz der
Gleichberechtigung unter den Völkern der Welt , der neuen
Welt, in der wir leben . . . . einnehmen soll und nicht
einen Herrscherplatz."

Lm 6. April 1918 , am Jahrestag der Kriegserklärung der
Bereinigten Staaten gab er in Baltimore die folgende feierliche
Erklärung ab :

»Wir find bereit, bei der Schlußabrechnung gerecht gegen
. das deutsche Volk zu fein und mit Deutschland ebenso ehr¬

lich zu verfahren , wie mit den andern Mächten. Es kann
bei dem Endurteil , wenn es wirklich gerecht fein soll, kein
Unterschied zwischen den Völkern gemacht werden . Irgend
etwas anderes vorzuschlagen als Gerechtigkeit, unpartei¬
ische und leidenschaftslose Gerechtigkeit gegenüber Deutsch¬
land , >oie immer der Krieg ausgehen mag, hieße unsere
eigene Sache im Stiche lasten und entehren ; denn wir ver¬
langen nichts, was wir nicht auch bereit wären zu be¬
willigen.

"
Will Präsident Wilson behaupten , daß wir in den Frieden , den

er uns zusammen mit unseren Feinden vorschlägt , noch gleichbe¬
rechtigt unter den Völkern der Welt wären ? "

; will er behaupten ,
daß dieser Friedensvorschlag die Gebote der Gerechtigkeit
gegen das deutsche Volk beobachtet ? Es gibt keiy^ Begründung
für diesen furchtbaren Vorschlag . Gerade Wilson hat ja am
14. Juni 1917 in Washington das ausgesprochen, was >oir alle
wissen : »Das deutsche Volk hat diesen entsetzlichen Krieg nicht
angestiftet.

"
Rein deutsche Gebiete sollen von Deutschland losgelöst werden ;

sie werden, um das Wilson'sche Wort zu gebrauchen, von Ober¬
herrschaft zu Oberherrschaft verschachert . Mit dem heiligen Prin¬
zip des Selbstbestimmungsrechts der Völker wird ein böses
Spiel getrieben . Das Saargebiet wird 15 Jahre lang fremder
Herrschaft unterworfen ; nach 15 Jahren soll die Bevölkerung
endlich das Recht der Volksastimmung erhalten . Aber auch
dann kann der Völkerbund das Schicksal des Landes willkürlich
bestimmen. Warum , wenn man es ehrlich meint mit dem
Selbstbestimmungsrecht, darf dieses deutsche Volk nicht schon
heute xibstimmen? Vor allem aber betonen wir , dah rein deut¬
sches Gebiet überhaupt nicht von Deutschland losgelöst werden
darf . Da bedarf cs keiner Volksabstimmung, weder heute noch
morgen . Um aber allem die Krone aufzusetzen, ivird bestimmt,
daß trotz der Volksabstimmung und der Entscheidung des Völ¬
kerbundes das Land an Frankreich fällt , wenn Deutschland
die Kohlengruben nicht in Gold-Valuta zurückkaufen kann. Die
deutsche Bevölkerung im Saargebiet wird von der Entente zum
Pfandobjekt für wirtschaftliche Forderungen Frankreichs ge¬
macht . In Wirklichkeit annektiert jetzt schon Frankreich das
deutsche Saargebiet . Schon im Jahre 1916 wurde zwischen
Frankreich und dem zaristischen Rußland ein Geheimabkom¬
men geschloffen , daß im Falle eines glücklichen Ausgangs des
Krieges iürs ganze Kohlenbecken des Saarreviers in das fran¬
zösische Territorium einverleibt werden soll .

Elsaß und Lothringen , dessen Bevölkerung zum größten Teil
nach Sprache und Kultur deutsch ist , wird nicht gefragt , wel¬
chem Staatsverband diese Länder augehören sollen oder ob sie
den Wunsch nach voller Selbständigkeit haben.

Rein deutsche Gebiete werden Belgie zugeschlagen, die
Bevölkerung der Kreise Eupen und Malmedy soll, wohlgemerkt
unter belgischer Kontrolle , das Recht des Protestes haben .
Dieser Protest entscheidet aber nicht ; die Entscheidung liegt
beim Völkerbund, der in Wahrheit kein Völkerbund, sondern
eine Organisation unserer Feinde ist. Im Osten wird rein
deutsches Gebiet ohne jede Volksabstimmung an Polen gelben ;
Ostpreußen wird von Westpreußen getrennt . Ohne das deutsche
Danzig zu frageu , inacht man es zur freien Stadt , die in
Wahrheit von Polen beherrscht werden wird . Die deutschen
freien Städte , ja alle Städte in Deutschland sind eine andere
Freiheit gewöhnt, als die Freiheit , die Danzig erhalten soll .

In Schleswig will man nicht nur dänische , sondern auch
deutsche Gebiete au Dänemark verschachern ; Dänemark selbst
protestiert gegen die Angliederung des deutschen Gebiets . Die
Stadt Meine! und ihr Hinterland wird ohne Begründung der
deutschen Republik entrissen. Deutsch-Österreich soll selbstän¬
dig sein ; aber diese Selbständigkeit hat seine Grenzen ; das
Volk in Deutsch -Lsterreich darf nicht bestimmen, daß es den I
Anschluß an Deutschland vollziehen will.

Man legt uns Kriegsentschädigungen in einer Höhe auf ,
die >vcit über das Maß der Wiedergutmachung Völkerrechts -
widriger Schäden hinaus geht. Bis zum 1 . Mai 1921 sollen

. wir im unklaren bleiben, welche Milliardenschuld uns die
Feinde auferlegen wollen ; als Vorschuß sollen wir aber bis
dahin 20 Milliarden in Gold oder in Waren bezahlen . Wir
haben sofort in Schuldverschreibungen 60 Milliarden , in Gold¬
valuta zu emittieren und uns zu weiteren 40 Milliarden zu
verpflichten. Über unsere Steuern werden wir nicht mehr
frei verfügen ; in erster Linie sind daraus die feindlichen An¬
sprüche zu decken . Die Koimniffion für Wiedergutmachung
trifft die näheren Bestimmungen , prüft unser Steucrwesen
und trifft in voller Souveränität die Bestimmung über die
Verwendung der Gelder , lins bleibt nichts mehr für unsere
Kulturaufgaben . Die Zahlung der Renten an die Kriegsbe¬
schädigten , an die Wj,twen und Waisen wird aufhören ; unsere
soziale Versicherung bricht zusammen . Man nimmt uns
unsere Handelsflotte , unsere Kolonien und unsere Kabel ; man
raubt uns unser Vermögen im Ausland ; man legt uns , nach¬
dem wir das Saargebiet und Oberschlesien verloren haben ,
noch weitere Lieferungen an Kohlen und an Fertigfabrikaten
aus, sodaß der wirtschaftliche Zusammenbruch unausbleiblich
wäre . Während unsere Feinde nicht abrüsten , werden wir aufein Söldnerheer in Stärke von 100 000 Mann beschränkt. Äie
Gebiete, die aus dem deutschen Staatsverband auSscheiden ,nehmen an den deutschen Kriegsschulden und Kriegslasten nichtteil . Man will offenbar eine Prämie auSsetzen , dort , wo eine
Volksabstimmung vorgenommen wird, auf die Abstimmung,wie sie die Entente wünscht.

In Übereinstimmung mit allen andern deutschen Freistaatenerkläre ich : Dieser Friede ist unannehmbar . Eine solche Ver¬
stümmelung Deutschlands, eine solche Vernichtung unseres
wirtschaftlichen Lebens führt zur Anarchie. Wir wissen nicht,
welche Maßnahmen unsere Feinde ergreifen , wenn der Friede
scheitert; eines wissen wir, nichts kann schlimmer sein, als
dieser Friede .

Unerträglich find die Bestimmungen , die unser liebes badi¬
sches Land betreffen . 50 Kilometer östlich des Rhtzins dürfen »
kein« Truppen unterhalten werden. Es würde also fast in

» ganz Baden keine Garnison bestehen können. Dann wären

wir nicht mehr in der Lage, die Ordnung und Sicherheit iq
unserem Lande zu verbürgen . Nie werden wir uns damitz
abftnden , daß die Stadt Kehl und da» Hanauerland 18 Iahrg
lang unter französischer Herrschaft stehen. Sine militärisch^
Notwendigkeit kann dafür nicht geltet gemacht werden. Bmtz
vornherein würden aber durch diese Besetzung die Beziehungen
vergiftet , die doch unvermeidbar zwischen den Uferstaaten
wieder ausgenommen werden müssen. Der Hasen von Keh!
soll mit dem Hafen von Straßburg auf eine Reihe von Jahren
unter der Leitung eines Franzosen eine einheitliche Verwal -
tungsgemeinschast bilden. Wenn der Straßburger Hafen für
die Bedürfnisse Frankreichs nicht auSreicht, sind wir gerne zu
einer Verständigung bereit, aber wir können nicht zulassen-
daß wir wirtschaftlich vergewaltigt werden . Von unserer Rhein -
flotte soll Frankreich Schlepper und Kähne aussuchen dürfen ^
es will ferner seine Hand auf unsere Schiffahrtsgesellschaften
legen. Man mag sich mit Frankreich verständigen , daß ihm
eine gewisse Zahl von Schiffen zur Verfügung gestellt wird ;
aber ablehnen müssen wir die jetzige Bestimmung , die jede
bestimmte Norm vermissen läßt und uns der Willkür oer Fran¬
zosen ausliefert , über die Wasserkräfte des Rheins will Frank¬
reich allein verfügen . Es soll uns allerdings vie Hälfte der
erzeugten Wasserkräfte in Energie oder in Verrechnung aus
die von Deutschland zu leistenden Zahlungen vergüten . Nie¬
mals können wir uns mit dieser Bestimmung abftnden . Das
Recht , das Baden von jeher am Rhein gehabt hat : muß un »
verbleiben . Die badische Volkswirtschaft kann nicht bestehen-
wenn nach dem Verluste der Saar ihr auch noch die Wasser¬
kräfte des Oberrheins genommen werden . Im Wege der Ver <
ständigung , die den beiderseitigen Rechten entspricht, wird eine
Ausbeutung der Wasserkräfte und die Schiffkarm .rch .lng bis
Basel möglich sein . Die Brücken über den Rhein sollen völlig

^ in das Eigentum Frankreichs treten . Wir verlange », daß die
Eigentumsverhältnisse an den Brücken die alten bleiben . Wenn
ein Frieden des Rechts geschlossen wird , dann müßte es im
Laufe der Zeit gelingen, die alten Gegensätze zwischen Frank¬
reich und Deutschland zu überwinden . Es wäre ein Unglück
für die beiden Völker und für die Menschheit, wenn nun von
neuem Quellen des Haffes und der Leidenschaft geschaffen
würden .

Noch gebe ich die Hoffnung nicht auf , daß die Erwägungender Vernunft und der Gerechtigkeit bei unseren Feinden sie¬
gen. Nochmals wende ich mich an Wilson . Wertvolle Kräfte
hat das badische Volk der amerikanischen Nation gestellt. Gute -
badische Namen find in die amerikanische Geschichte cingeschrie .
ben und wir hatten in Baden gehofft, daß es Wilson gelingenwird , eine neue und bessere Periode der Menschheitsgeschichte
anzubahnen . Einen Völkerbund hatten wir erwartet . Nun will
man auf der anderen Seite einen Völkerbund der Rache schaf¬
fen , vor dessen Tore das deutsche Volk als Bittsuchender stehenl
soll . Zu dieser Würdelosigkeit verstehen wir uns nicht. Wir
verlangen die Gleichberechtigung, von der Wilson immer und
immer wieder sprach . Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten ,
die sich ihm entgcgentürmen ; aber wir appellieren an seine
Ehre und an seinen Ruf vor der Geschichte ; wir appellieren
an alle gutgesinnten Bienschen in den feindlichen Ländern und
wir sagen ihnen : „Dieser Friede wäre ein Verbrechen gegen da»
demokratische deutsche Volk ; er wäre die stärkste Verteidigung
für die Anschauungen der Vertreter des alten Systems , die die
Gewalt vor das Recht setzten . Ungeheure Wunden find der
Welt geschlagen . Nicht nur Deutschland, ganz Europa bricht
zusammen , wenn jetzt nicht ein Friede des Rechts und mit ihm
eine dauernde Völkerverständigung geschaffen wird . Nur in
gemeinsamer Arbeit kann Europa genesen. Die Folgen werden
furchtbar sein, wenn man im Herzen Europas ein Volk durch
Sklaverei und Elend zur Verzweiflung treibt .

Sie alle aber bitte ich nun , über alle Parteigegensähe hin¬
weg nur an das Vaterland zu denken . Auch die Hoffnung
geben wir nicht auf . Oft haben wir darunter gelitten , daß das
alte System so schwere Fehler gemacht und falsche Vorstellun-
gen über den wahren Willen des deutschen Volkes hervorge¬
rufen hat . Aber dieser Friedensvorschlag beweist, daß die Gei¬
ster der Gewalt , die das Recht verachten, bei unseren Feinden
noch stärker sind, als sie bei uns waren . So schnöde Verletzun¬
gen des Rechts, ein so verwerflicher Götzendienst der Gewalt
bricht immer in sich- zusammen . Wir aber sind entschlossen ,
das Schlimmste zu tragen für die Zukunft unseres Volkes, für
die Zukunft unserer Kinder . Wir verzichten nicht auf unser
Recht ; für diesen Vorschlag haben wir nur ein einziges Wort :
„unannehmbar ".

Die Lustimmung der Parteien .
Nach der mit starkem Beifall aufgenommenen Rede des

Staatsvräsidenten gaben die Vertreter sämtlicher Parteien und
zwar Abg . Dr . Zehnter namens des Zentrums , Abg . Staats¬
rat Mirrum namens der Sozialdemokratie , Abg. König na¬
mens der Demokratischen Partei und Abg . Mayer -Karlsruhe
namens der Deutschnationalen Volkspartei ihrer ftnhelligcn
vollen Zustimmung zu den Ausführungen des Präsidenten
Ausdruck.

In einen! wirkungsvollen Schlußwort faßte " Kammer¬
präsident Kops sodann den einmütigen Protest und
die einmütige Erklärung des ganzen Hauses zu den Worten
des Staatspräsidenten zusammen und schloß die eindrucksvolle
Kundgebung mit dem Wunsche , daß doch noch eine Verstän¬
digung möglich fein möge.

Politische Neuigkeiten .
Die Dsltung der deutschen IKegierung.

* Wie die »Deutsche Allg . Ztg." von zuständiger Seite hört ,
hat der Reichsminister Dr . Preuß gestern nochmals betont , daß
die Reichsregierung den Friedrusvertrag in der vorliegenden
Form unter keinen Umständen unterzeichnen werde. Dr . Preuß
rechnet im Falle des Scheiterns der Friedensverhandlungen
mit einer verschärften Hungerblockade und damit auch mit dem
Wiedereinsetzen großer Unruhen . Werde ab« der Vertrag in
der vorliegenden Fassung « terzeichnet, so erklärte Dr . Preuß
weiter , würde ein noch viel größeres Chaos entsteht », da Mil¬
lionen Deutscher infolge von Ruinierung von Industrie und
Handel brotlos würden . Die Hoffnung der» Entente auf die
unabhängigen Sozialdemokraten seien Seifenblasen . Kämen

»



- ie Unabhängigen ans Ruder , so komme damit auch das THa »s
H»d der Bolschewismus nach Deutschland. Damit sei der
Ontcnte auch nicht gedient denn einmal würden die Unruhen
N^ ihteN- Grenzen nicht Halt machen und sodann würde » »
Nne « chaotischen Dentschkmd Irgendwelche Kriegsentschädtgua ,
Ncht zu erwarte » sein. Im wohlverstandenen Juteresse der
Entente liege es daher auch das, dje seifige Regierung bleibe.
Diese « erbe aber nur d»n« die Geschäfte weiter führen , wenn
Nr Entente rum WUseuprogra« « zurückkehre und den Krie¬
gen so gestalte, datz er den deutschen LebcnSbedingungen se¬
icht werde.

Die . Deutsche Mg . Ztg ." stellt alle Veröffentlichungen, die
ln der Friedensfrage einen Umfall der Regierung vorgeben
»nd auch alle Kombinationen und Änderungen im Kabinett in
Lbrede und schreibt u . a . : . Bedingungen , wie sie der Entwurf
»on Versailles enthält , find für Deutschlaich unannehmbar .
Ausgabe der Regierung und der Parteien ist es, zusammenzu -
Wehcn in dem Gefühle, eine Änderung herbeizuführen , die eS
Gestatten würde, der Welt endlich den so dringend notwendigen
Mieden zu geben. Die Grundlage für die Verhandlungen find
»nd bleiben die Punkte des Präsidenten Wilson . Welchen Er .
folg sie haben werden, ist noch nicht abzusehen. Das eine je¬
doch ist sicher, datz in der deutschen Öffentlichkeit alles vermieden
Werden sollte .was die Geschlossenheit der Regierung und des
Volkes als irgendwie beeinträchtigend auch nur erscheinen las¬
sen könnte .

Line Sitzung des Ikeicvsksvrnetts .
* Tie „All . Deutsche Ztg ." meldet unterm 1b . Mai : Heute

vormittag 11 Uhr tagte eine Kabinettssitzung, in der neben
einigen laufenden Angelegenheiten insbesondere die territoria¬
le» Fragen des Friedensvertrages durchbesprochen wurden .
Dabei wurde auch mit Befriedigung festgestellt , datz die ge.
wolligen spontanen Kundgebungen gegen den Gewaltsrirden
der Entente nicht .in eine schmähende Kritik der persönlichen
Politik des Präsidenten Wilson ausgeartet find.

Wie der „Germania " mitgeteilt wird, beschäftigt sich das
Kabinett nach wie vor mit der Frage einer Volksabstimmung
über die FriedenSbrdingungen für den Fall , datz keine Ab¬
änderung des Friedensentwurses der Entente möglich ist.
Einen endgültigen Beschlutz hat das Kabinett noch nicht gefotzt .
Auch die Fraktionen der Nationalversammlung beschäftigten sich
mit dieser Frage .

Friedcnsausscbuss der National¬
versammlung .

* Ter Friedensausschutz der Nationalversammlung wird am
amstag , den 17. Mai , nachmittags 5 Uhr im Rnchsfinanz -
inisterium in Berlin wieder zusammentreten .

Der bayerische Landtag gegen den
Gewalttrleden .

* Zu einer mächtigen Kundgebung des bayerischen Volkes
gegen den von der Entente beabsichtigten Gewalt » , und
Echo chsriedeu versammelte sich gestern vormittag S Uhr im
Kaisersaal der Residenz in Baikiberg der bayerische Landtag .
Von der Regierung hatten sich die in Bamberg weilenden Mit¬
glieder eingesunden. Präsident Schmitt und Ministerpräsident
Hoffman» stellten in eindringlichen Ansprachen fest , datz däS
bayerische Volk wie ein Mann in größter Geschlossenheit zum
Deutschen Reiche stehe, jeden Schmachfrieden und jeden Ge¬
danken eines bayerischen Sonderfriedens ablehne.

Hierauf wurde einstimmig, auch von den unabhängigen . So¬
zialdemokraten, die folgende Entschließung angenommen :

„Der bayerische Landtag ist einig mit dem ganzen deutschen
Volke in der unbedingten Ablehnung der Fmedensbedingun -
gen, die in der jetzigen Form den wirtschaftlichen und politi¬
schen Tod Deutschlands bedeuten. Die bayerische Volksver¬
tretung wendet sich insbesondere mit Entrüstung gegen die
Abtrennung von kerndeutschen Gebieten im Osten und im
Westen. MefeS schmachvolle Vorgehen schlägt nicht nur der
Gerechtigkeit ins Gesicht, sondern steht im stärksten Wider¬
spruch mit den Grundsätzen der Selbstbestimmung , die unsere
Gegner im Verlaufe des Krieges u . beim Abschluß des Waffen¬
stillstandes anerkannt haben . Ebenso verurteilt das daher . Volk
baS unmenschliche u . geradezu ruchlose Bestreben , Deutschlands
Wirtschaft vollständig zu erdrosseln. Alle Versuche unserer
Feinde, Bayern durch Gewalt und Verrat vom Reiche zu tren¬
nen und zu einem Sonderfrieden zu bringen , sollen an der
Unerschütterlichen Treue des bayerischen Volkes zuschanden
werden".

Die lllebertragnng der Lisenbabnen auk
das Ikeicb.

* Am 14. d . M . fand in Weimar unter dem Vorsitze des
« eutzischen Ministers der öffentlichen Arbeiten Oeser und unter
Beteiligung von Vertretern der Reichsregierung die erste
Sitzung deS Fachausschusses der deutschen Bahnverwaltung
zur Festlegung der Bedingungen für Übertragung der StaatS -
eisenbahne« auf das Reich statt . Über die weitere Art des
Vorgehens wurde völlige Übereinstimmung erzielt . Zur Be-
Wleunigung der Arbeiten wurden Unterausschüsse gebildet. Die
Tätigkeit der Ausschüsse wird mit aller . Kraft so gefördert Wer¬
ben, datz die Durchführung der in Aussicht genommenen Über.
Wägung auf das Reich zum festgesetzten Zeitpunkt gewährleistet
werden kann.

1920 ein Dungcrjabr !
Oberpräsident Batocki erklärte einem Pressevertreter gegen¬

über über die neue Ernte 1919 :
Die kommende Ernte hätte uns , wenn wir genügend Kali

nnd Kohlen zur Verfügung gehabt hätten , mit einer geringen
NnklanLszufuhr leicht über das kommende Jahr 1920 hinweg-
Deholfen. Kohle und Kali blieben aber nngefördert . Die
Stickstoffabriken standen still und auf dem Lande herrschte
Leutemangel . Die verkürzte Arbeitstätigkeit machte sich eben¬
falls mit dem damit zusammenhängenden Minderergebnis der
Uvgtierleiftung stark bemerkbar . Selbst bei ganz günstigem
Wetter w.iben wir mit dem Ernteergebnis 1919 nicht länger
»ls bis zum April 1920 ausreichen, und nur eine ganz ge¬
waltige Auslandseinfuhr kann uns vor der drohenden Hun¬
gersnot schützen. Wir sehen also im nächsten April einer
furchtbaren Hungersnot entgegen , wenn nicht die Industrie¬
arbeiter alles daransetzen, um Waren zu schaffen, mit denen

die Lebensmittel bezahlen können. Unter diesen Umständen
dürfte eS auch wohl ausgeschlossen sein, daß die Erntearbeiter
A der Ernte 1919 in einen Erntestreik eintreten , zu dem

schon eifrig gehetzt wird . Selbst wenn die Spartakisten
Elle Wohlhabenden umbringen , würdep sie die Bevölkerung*ur um etwa 10 Prozent verringern , und - es wären auch dann
wach für die übrigbleibenden 90 Prozent noch lange nicht genug« wensmittel vorhanden . Batocki schloß seine Ausführungen :
Rur sofortige Arbeitsaufnahme wird uns vor dem Verhungern
« tten können.

- Der Licblmecbt -Lurembrrrg - Prozess .
In dem Prozeß gegen die Angeklagten im Prozeß wegen

der Tötung Liebknechts und Rosa Luxemburgs wurde am
Dienstag däS Urteil gefällt . Es wurden verurteilt der Husar
Oskar Runge wegen Wachvergehens im Fehde , versuchten
TötsOagS ln Verbindung mit gefährlicher Körperverletzung ,
Mißbrauch der Dienstwaffe i - zwei Fällen , in einem Falle
in Tateinheit mit erschwerten WachvergehenS im Felde zu
2 Jahren Gefängnis und 2 Wochen Hast, sowie 4 Jahren
Ehrverlust . Der Angeklagte Oberleutnant Kurt Vogel wegen
erschwerten WachvergehenS im Felde in Tateinheit mit Miß¬
brauch der Dienstgewalt und vorsätzlicher Falschmeldung zu
2 Jahren und 4 Monaten Gefängnis und Dienstentlassung .
Bon der Anklage - er Duldung strafbarer Handlungen Unter¬
gebener und erschwerten Wachvergehens im Felde sowie deS
Mordes wurde er freigesprochen. Ferner wurden verurteilt
der Leutnant d. R . Rudolf Liepmcmn wegen unbefugter An¬
wendung seines BefehlSbefugniffes und Begünstigung zu
6 Wochen erschwerten Stubenarrestes . Von der Anklage des
Mordes wurde er freigesprochen . Die übrigen Angeklagten,
Kapitänleutnant Horst von Pflugk -Hartung , Oberleutnant z.
S . Ulrich von Riettgen Leutnant z . S . Heirich Sliege , Leut¬
nant z. S . Bruno Schnitze und Hauptmann Heinz von Pflugk -
Hartung wurden freigesprochen .

Badiscke Nebersicbt .
Vadiscber Landtag .

* Im badischen Landtag ist folgende Interpellation , unter¬
zeichnet von Frau Marianne Weber-Heidelberg und den übri¬
gen Mitgliedern der Fraktion der Dem . Partei , eingegangen :
. Ist der Regierung bekannt, datz der Schutzverbänd stellenloser
Kaufleute und Büröangestellter (Sitz Düsseldorf, Gau Baden ,
Mannheim , Heinrich-Lanzstr. 8 ) sich gestattet, bei badischen
Handelsfirmen eingehende ErhÄungen über Personalfragen ,
hauptsächlich aber über langjährige weibliche Hilfskräfte , zu
machen und behauptet, daß er das Recht habe, deren sofortige
Entlastung aaszusprechen und dieselben seinerseits sofort durch
männliche Stellenlose zu ersetzen ? Was gedenkt die Regierung
in solchen und ähnlichen Fällen zu tun , in denen Frauen rück,
fichtslos brotlos gemacht werden und überdies durch Unbefugte
in die Rechte der Arbeitgeber eingegriffen wird ? "

LO. Der BerfaffuugSauSschuß des badischen Landtages be¬
schäftigte sich in seiner gestrigen Sitzung mit dem von der
sozialdemokratischenFraktion angebrachten Gesetzentwurf Wer
die Vergesellschaftung der StandeSherrschaste«. Von den Ver¬
tretern des Zentrums und der DWnokraten wurden eichebliche
Bedenken geltend gemacht , die sich nicht gegen den Sozialisie¬
rungsgedanken als solchen, vielmehr gegen die Art des Vor¬
gehend im vorliegenden Entwürfe richteten. Der Arbeits -
Minister kündigte für die kommenden Wochen einen Regie-
rungsentwürs an , der in gewissem Umfange Sozialifierungs -
maßnahmen vorsehen, sich aber nicht auf die LarÄwirtschaft
beschränken, sondern die Industrie mit umfassen werde . Ge¬
dacht werde z. B. an eine Verstaatlichung der Hartfteinindu -
strie (Granit , Porphyr ) und an die öffentliche Bewirtschaftung
der elektrischen Kraft . Leitender Gedanke sei , durch die So¬
zialisierung eine Steigerung der Erträge zu erzielen . Die
Vertreter des Zentrums und der Demokraten stimmten der
Erklärung des Arbeitsministers zu. Im Hinblick auf die zu
erwartende Regierungsvorlage wurde die Beratung des sozial¬
demokratischen Gesetzentwurfes vorläufig ausgesetzt.

Vaden und die Gberrbeinkrage.
* In der Deutschen Mg . Zeitung veröffentlicht der badische

Minister Dietrich einen Artikel Wer die Wasserkräfte des
OberrheinS . Er führt die Bestimmungen aus Artikel 358 der
Friedensbedingungen an und sagt : In diesen beiden äußerlich
wenig sagenden Bestimmungen liege eine der wichtigsten
Fragen , die in dem ganzen Friedensvertrag behandelt find ;
eine Angelegenheit, die im Laufe der Zeit eine Bedeutung
erlangen werde, wie sie heute schon das Kohlengebiet des
Saarbeckens hat, denn in dem bisher badisch-elsässischen Ober¬
rhein ruhen bis jetzt unausgenützt die größten Wasserkräfte
Europas . Nach den letzten Besprechungen, so fährt er fort ,
könne man annehmen, daß aus dem Oberrhein 4 Milliarden
Kilowattstunden gewonnen werden könnten. Das ergäbe einen
jährilchen Nutzungswert von über 300 Millionen Mark . „Wohl
will Frankreich im Bewußtsein, daß es eine Vergewaltigung
Badens wäre , diesem Land den ihm gehörenden hälftigen An¬
teil der Wasserkräfte wegnehmen, den Wert der gewonnenen
Kraft vergüten . Damit ist aber Baden und Deutschland nicht
geholfen, denn dann kann Frankreich die Wasserkraft ver¬
wenden zum Aufbau der elsässischen und westfranzösischen
Industrien , Deutschland aber kann mit der bezahlten Summe ,
wenn sie nicht ohnehin auf die Kriegsentschädigung verrechnet
wird - einen wirtschaftlichen Effekt nicht erzielen . Dann soll
Deutschland das Saargebiet verlieren . Am schwersten wird
die Südwestecke deS deutschen Reichs , Baden und Württem¬
berg , darunter leiden, und angesichts dieser Gefahr wäre der
Verlust der Rheinwasterkräfte, soweit sie auf Baden entfallen ,
doppelt schwerwiegend , denn es würde uns die einzige Möglich¬
keit, unser Land ruck» die angrenzenden Ländern anstatt mit
Kohle , mit elektrischem Strom zu befruchten, geraubt . Der
Schaden, der hier droht, ist unübersehbar .

"
Der Artikel schließt lt. „Bad . Landesztg." : „Wir find der

Meinung , bei Beachtung der von Wilson festgesetzten Fried .-ns -
grundlagc sollte es gelingen. Baden seinen Anteil au den
Wasserkräften zu lassen , zugleich aber zu verhindern , datz die
Schiffahrt entweder auf dem Strom unmöglich gemacht wird
oder in einem Seitenchmal franzöfischerseits verlegt wird , der
weder der Schiffahrt so gut dienen kann wie der offene Rhein ,
noch die Kraftgewinnung ermögliche »', welche durch Kanalisie¬
rung des Stroms fällt, zu erreichen. Nicht nur badische und
französische, sondern auch schweizerisch«, hollSndische «nd bel¬
gische Interessen würden bei einer solchen Lösung am besten
gewahrt sein.

Die Hrsrlsruber Handelskammer gegen
den IKaubkrieden.

Die Vollversammlung der Handelskammer vom 14. Mai d . I -,
zu der weitere maßgebende Vertreter von Industrie , Grotz-
und Kleinhandel zugezogen waren, war einmütig der Ansicht ,
datz der Vertrag in der vorliegenden Faffung unannehmbar
sei. Ferner , datz für das badische Land freier Rhein , die Frei¬
gabe Kehls und des Saargebiets , Lebensbedingung sei. In¬
dustrie , Schiffahrt , Groß, und Kleinhandel würden durch die
aller GerechtigkeitHohn sprechenden Bedingungen ihrer Lebens¬
fähigkeit beraubt . Die Handelskammer legt daher gegen die
Bedingungen schärfsten Protest ein und richtet an die badische
Regierung da ? dringende Ersuchen , auf das energischste und ziel -
bcwnßtestc dahin zu wirken , daß die rigorosen Bedingungen

einem Vertrage Platz machen , der dem deutschen Volke und .
dem badischen Lande, welch letzteres als Grenzland besonders
stark in Mitleidenschaft gezogen »vird, die erforderliche Freiheit
läßt . Die Versammlung gab die Erklärung ab, daß Handel ,
Industrie und Schisfahrt bei allen Schritten , die die Regierung
rn den Fragen deS JriedenSvertrageS unternimmt , geschlossen
hinter der Regierung stehen werden. Sie wandte sich insbe¬
sondere gegen die Abtrennung des Eaargebicts , die Besetzung
Kehls, die Bestimmungen über die Rheinschiffahrt wie über .
Haupt gegen alle iin Friedcnsvertragc enthaltenen Bestimmun¬
gen , die auf die völlige Vernichtung der deütschen Industrie nnd
deS Handels hinauslaufen .

Vollversammlung
der dadiscben Landwirtscbattskammer .

oc . Die 13 . ordentliche Vollversammlung der badischen Land ,
wirtschastskammer führte gestern in zwei Sitzungen ihre Be¬
ratungen zu Ende . In der Bormittagsfitzung hörte die Ver¬
sammlung zunächst einen Bericht des Abg . Wcißhaupt-Pfullen .
dors über die Produttion und die Preise der Erzeugnisse. Ter
Redner stellte den Antra - , die Regierung möge die Preise für
landw . Produkte und Erzeugnisse so gestalkn , daß sie in einein
richtigen Verhältnis zu den Produktionskosten und zu de,«
Bedarf an Materialien stehen. — Es folgte ein Bericht des
Saatzuchtinspektors Mrisner -Kralsruhe über die neue Tabak¬
steuervorlage . Der von diesem Redner gestellte Antrag ging
dahin , daß die in der neuen Tabaksteuervorlage vorgesehene ,
Spannung zwischen der Steuer , und Zollbelastung des In »
landstabais gegenüber dem Auslandstabak zu eng bemessen ist
und deshalb die Erhaltung des inländischen Tabakbaues schwer-
stenS gefährdet werde . Zur Beseitigung dieser Gefahr müsse
der Zollsatz für Auslandstabake von IM auf 170 M. erhöht
werden . Es folgte ein drittes Referat des Direktors der L . -K.
Müller über die Besteuerung der Weinerträge , der beantragte ,
der Stichtag zur Ermittelung des Anfangsvermögens im Wein,
bau möge auf den 31 . Dezember 1916 statt des 31 . Dez . 1915
festgesetzt und der Bermögenszuwachs und das Hereinkommen
im Weinbau nur mit dem halben Betrag zu der Steuer heran -
gezogen werden .

Nach längerer Aussprache wurden diese drei Anträge ein¬
stimmig angenommen ebenso ein weiterer, datz für die Über¬
gangszeit Richtlinien für Löhne der landw. Arbeiter festgesetzt
werden . In der Aussprache wurde u . a . eine Nutzung des
Waldes für die Schweinezucht gewünscht und eine Änderung
der Preise für Getreide , Fleisch und Milch gefordert.

In der Rachmittagssitznng befaßte sich die Kammer zunächst
mit der Änderung des Landwirtschaftskammergesetzesworüber
Bürgermeister Biernrisrl -Lauda berichtete . Er legte der Ver¬
sammlung einen Antrag vor nach welchem das Landwirtschafts¬
kammergesetz dahin abgeändert werden soll, datz neben den
Fachausschüssen auch Bezirks- und Ortsausschüsse gebildet wer¬
den sollen. Ferner sollen die land- und forstwirtschaftlichen
Arbeiter und Dienstboten eine Vertretung in der L .-K fin¬
den . Das bisherige allg. direkte MehrheitswaUverfahren soll
beibehalten werden . Namens der Regierung erklärte Geh. Rat
Arnold , die Regierung habe einen Gesetzentwurf noch nicht aus¬
gearbeitet , sie gedenke die Zahl 4er unmittelbar gewählten
Kammermitglieder von 28 auf 53 zu erhöhen . Ob die Zahl
von Mitgliedern durch die L.<K. selbst, die Ernennung von Mit¬
gliedern durch die Regierung und die Vertretung der landw.
Verbände usw. beibehalten werde .stehen noch dahin.. Ferner
beabsichtigte die Regierung als Wahlmotus das Verhältniswahl -
recht einzuführen . Die Bildung von Ausschüssen sei nicht
nötig .

In der Aussprache wurde von verschiedenen Seiten ge¬
wünscht, daß die landw . Verbände ihre Vertretung in der L. -K.
beibehalten , ebenso die Forst- und Domänendirektton. Der von
dem Abg. Bierneisel vorgetragene Antrag wurde genehmigt ; -
über die Bildung der Ausschüsse wurde nicht abgesttmmt. Fer¬
ner wurde ein Antrag angenommen, datz vor Abfassung deS
Gesetzes die L.-K . gehört wird.

Me Vollversammlung befaßte sich dann noch mit den Grund .
Plänen für die Förderung der Schweine-, Ziegen-, Schaf- und
Geflügelzucht . Abends um 6 Uhr wurde die Tagung ge¬
schloffen .

Badische Leitungsstimmen .
Badische Annehmlichkeiten. Unter dieser Überschrift schreibt

der Karlsruher Mitarbeiter des „Heidelberger Tageblattes " :
«Schon mehrfach haben wir in den letzten Monaten bei uns

in Baden die erfreuliche Wahrnehmung machen dürfen , daß'
sich bei aller politischen Anteilnahme, wie wir sie bei uns in
genau so starkem, ja vielleicht noch stärkerem Matze erleben
wie im übrigen Reich , doch eine große Reihe von schwierigen
Fragen glatter und ruhiger haben lösen lassen, als es in
ähnlichen Fällen außerhalb Badens der Fall gewesen ist . Die
Revolution hat sich bei uns nicht in so schroffen Forlken
vollzogen wie anderswo ; die Auseinandersetzung mit dem
Grotzherzoglichen Hause ist im Geiste des Anstandes und der
Loyalität erfolgt ; die von vornherein aus Angehörigen der
drei großen Parteien gebildete Koalitionsregierung ist von
schwereren Krisen , wie sie ans einer Disharmonie der Negie¬
rungsmitglieder leicht entstehen können , verschont geblieben;
die Wahlkämpfe sind »nit heftiger Leidenschaft , aber doch nicht
in abstoßender Weise geführt worden; die Verfassung ist letz-
ten Endes doch verhältnismäßig einmütig angenommen u . ge¬
billigt worden , wenn sie naturgemäß auch nicht alle gleich-
mäßig befriedigen konnte .

Und nun hat sich in letzter Zeit auch die Auflösung des
14. Korps und seine Umwandlung in eine Reichswehrbrigade »
solvi» die Auflösung der Soldatenräte in aller Ruhe vollzogen.
Wenn man bedenkt, welch ernstes, mit schwerer Beunruhigung
vermischtes Interesse unsere Bevölkerung diesen beiden Fra¬
gen (Auslösung des Korps und Auflösung der Soldatenräte )
entgcgengebracht hat , wird man zugebcn , datz diese Fragen
in sehr erfreulicher Weise erledigt worden sind . Zweifellos
ist das ein Verdienst der badischen Regierung, aber auch ein
Verdienst unseres ganzen badischen Volkes, das vergleichsweise
doch einen beachtenswerten Grad von politischer Schulung zu
besitzen scheint.

Roch in einer anderen Frage hat sich diese badische Annehm¬
lichkeit bewährt , und zwar in einer Frage , die im Reiche heute
noch mit großer parteipolitischer Leidenschaft erörtert wird : in der
Frage des Maifeiertages . Bei uns hat die Regierung , in der
ja nicht nur Sozialdemokraten und Zentrumsleute sitzen, als
sie merkte , datz die Angelegenheit sich zu einem parlamen¬
tarischen Streitfälle auswachsen würde, die Sache auf dem
Wege einer durch einstimmigen Beschluß herbeigeführten Verl»
ordnung erledigt und damit weiteren Debatten vorgebeugt.
Im Reiche dagegen ist es zu einer parlamentarischen Kraft¬
probe gekommen, mnd noch heute geben die bei dieser Kraft¬
probe Unterlegenen ihrer Erbitterung in der parteipolitischen
Presse polemischen Ausdruck . Wir wollen uns der Hoffnung
hingeben , datz sie diese badischen Annehmlichkeiten , wie sie sich
ans dem Charakter unseres Volkes ergeben , auch in der Zu¬
kunft bewähren werden . Politische Schulung, Tolerenz und
soziales Empiinden werden wir gerade für die nächste Zeit
auch bei uns in Baden dringend nötig haben .

"



Staatssnzeiger .
Die badische vorläufige Volksrcgierung hat unterm 3 . April

d I . beschlossen, den ordentlichen Professor für Mathematik
an der Universität Freiburg Geheimen Hofrat vr . Ludwig
Vtickelberger unter Anerkennung seiner langjährigen und
treugeleisteten Dienste wegen vorgerückten Alters seinem An¬
suchen entsprechend auf den 1 . Oktober d . I . in den Ruhestand
Au versetzen und ihn zum ordentlichen Honorarprofessor zu er¬
nennen .

Die badische vorläufige Volksregierung hat unterm 3 . April
d. I . beschlossen, den ordentlichen Professor für Geographie an
der Universität Freiburg Geheimen Hofrat vr . Ludwig Neu¬
mann unter Anerkennung seiner langjährigen und treugelei¬
steten Dienste wegen vorgerückten Alters seinem Ansuchen ent¬
sprechend auf den 1. Oktober d. I . in den Ruhestand zu der-
setzen und ihn zum ordentlichen Honorarprofessor zu er¬
nennen .

DaS Staatsministerium hat unterm 23. April d. I . be¬
schlossen, die Lehramtspraktikanten Hugo Zimmermaa » von
Karlsruhe und vr . Rudolf Duttlinger von Bonndorf zu Pro -

oren an der Höheren Mädchenschule —> Liselotteschule —
Mannheim zu ernennen .

DaS Staatsministerium hat unterm 30 . April d. I . die Re¬
gierungsbaumeister Alfred Stalf in Waldshut , Hermann Gäns -
hirt in Karlsruhe , Albert Hang in Karlsruhe , Erwin Wohl-
- emuth in Rastatt und Philipp Ditter in Waldshut zu zweiten
Beamten der Wasser- und Stratzenbauverwaltung ernannt .

Das Staatsministerium hat mit Entschließung vom 30. April
d. I . das Mitglied des Gewerbeaufsichtsamts Regierungsrat
vr . ing . Friedrich Ritzmann zum Direktor des Gewevbeauf»
sichtsamts ernannt .

Das Staatsmiuisterium bat unterm 30 . April d. I . dem
Bauinspektor Rudolf Vögele in Ussenburg dir Stelle deS Vor¬
standes der Bezirksbauinspektion Offenburg und

dem Bauinspektor Ludwig Schmied« in Heidelberg die Stelle
des Vorstandes der Bezirksbauinspektion Heidelberg über¬
tragen .

Das Badische Staatsministerium ' hat unter dem 30. April
d. I . den Jnspektionsbeamten bei der Oberdirektion deS Was¬
ser. und Straßenbaues Oberbauinspektor Eugen Kohl« als
Vorstand der Kulturinspektion nach Lörrach versetzt .

Das Arbeitsministerium hat die Bauinspektoren : Alfred
Stalf in Waldshut zur Kulturinspektion Ofsenburg , Hermann
GSnshirt in Karlsruhe zur Kulturinspektion Konstanz, Erwin
Wohlgemutst in Rastatt und Philipp Ditter in Waldshut zur
Öberdirektion des Wasser- und Straßenbaues versetzt .

Se . Exzellenz der Herr Erzbischof hat die Pfarrei UnteA
figgingen, Dekanat Linzgau , dem bisherigen Pfarrer Anton
Butsch« von Vöhrenbach verliehen. Derselbe wurde am 1 . April
lf. I . kirchlich eingesetzt .

DaS Ministerium der Justiz hat unterm 29 . November v. I .
den Büroassistenten Rupert Lauf« beim Notariat Breisach
zum Justizsekretär beim Notariat Emmenüingen ernannt .

Das Ministerium für soziale Fürsorge und öffentlich: Ar¬
beiten hat unterm 18 Üvru d . I . die BezirkSgeomerer Paul
Grotz in Achern nach Karlsruhe , Max Gestrig in Buhl nach
Lörrach, Paul Hecker in Sinsheim nach Müllheim und Katt
Geist m Kehl nach Säckingen versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unfern : 12. April k. I .
den Bezirksgeometer Otto Schmidt in Meßkirch in gleicher
Eigenschaft nach Breisach versetzt .

DaS Ministerium des Innern hat unterm 7 . Mai d. I . den
Berwaltungssekretär Bruno Hofmaua beim Bezirksamt Lahr
zum Bezirksamt Karlsruhe versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 30 . April d . .I .
versetzt : die Handelslehrer Hellmut Lüchler an der Handels¬
abteilung der Gewerbeschule in Gernsbach in gleicher Eigen ,
schaft an die Handelsschule in Mannheim , Otto Maurus an der
Handelsschule in Mannheim in gleicher Eigenschaft an die
Handelsabteilung der Gewerbeschule in Gernsbach, August
Marx an der Handelsabteilung der Gewerbeschule in Furt -
Wangen in gleicher Eigenschaft an die Handelsabteilung der
Gewerbeschule in St . Georgen i./Schw ., Robert Bett« an der
Handelsabteilung der Gewerbechsule in St . Georgen i./Schw .
in gleicher Eigenschaft an die Handelsabteilung der Gewerbe ,
schule in Furtivangen und

den Hauptlehrer Karl Herbst an der gewerblichen Fortbil¬
dungsschule in Todtmoos in gleicher Eigenschaft an die Ge¬
werbeschule in Mannheim .

Das Ministerium des Innern hat unterm S. Mai d . I . den
Hauptlehrer Karl Bell an der Gewerbeschule in Singen a ./H .
in gleicher Eigenschaft an die gewerbliche Fortbildungsschule
in Gottmadingen versetzt .

Das Ministerium des Innern hat unterm 8. Mai d. I . die
Revisionsassistenten Karl Schmitt und Adolf Warth bei der
Landesversicherungsanstalt Baden zu Revisoren ernannt .
. Das Ministerium des Innern hat unterm 13. Mai d. I . den
Verwaltungssekretär Friedrich Deiß beim Bezirksamt Konstanz
zum Arbeitsministerium versetzt .

Der Verwaltungshof hat unterm 12 . Mai d. I . den Verwal -
tungssekretär Jakob Ulrich zum Revisor ernannt .

Das Finanzministerium hat unterm 8. Mai d. I . den
Finanzaffefsor Joseph Linfenmei « in Heidelberg nach Karls¬
ruhe versetzt und ihn der Staatsschuldenverwaltung zur Dienst¬
leistung zugeteilt . ^

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat unter «
18. April d . I . den früheren Eisenbahnsekretär Emil Winter
in Schaffhausen — zuletzt bei der Anatolischen Eisenbahn —
Wied« als Eisenbahnsekretär ausgenommen und der Zentral -
Verwaltung in Karlsruhe zugeteilt .

Die Generaldirektor ! der Staatseisenbahnen hat unterm
82. April d. I . den Bausekretär Hermann Birkenberg « in
Karlsruhe nach Durlach versetzt .

Die Zoll- und Steuerverwaltung hat versetzt : unterm
2. April d. I . : den Finanzsekretär Joh . Müller in Karlsruhe
zum Steuerkomlnissär für den Bezirk Heidelberg,

unterm 7. April d . I . : den Finanzsekretär Ferdinand Klein
in Freiburg zum Steuerkommissär sür den Bezirk Bruchsal,

den Finanzsekretär Gustav Scheffelt in Bruchsal zum
Steuerkoimnissär für den Bezirk Freiburg ,

unterm 14. April d . I . : den Grenzkontrolleur Oskar Kehl«
in Tengen unter Zurücknahme seiner Versetzung zum Haupt¬
steueramt Karlsruhe , zum Neichssteuerbureau der Zoll, und
Steuerdirektion ,

unterm IS. April d. I . : den Finanzsekretär Karl Link in
Lahr zum Rechnungsbureau der Zoll, und Steuerdirektion .

Die Zoll- und Steuerverwaltung hat betraut : unterm
18. April d. I . : die Finanzsekretäre Friedrich Schäfer in Lör¬
rach mit der Verwaltung deS Grenzaufsichtsbezirks Tengen
und Rudolf Litterst in Stichlingen mit der Verwaltung des
Grenzaufsichtsbezirks Rotteln und

unterm 17. April d. I . : den Finanzsekretär Wilhelm Hubert
in Konstanz mit der Versetzung einer Steuerkontrolleurstelle
beim Finanzamt Überlingen.

Die Zoll- und Steuer -Verwaltung hat zurückgenommen:
unterm 8. April d . I . : die Versetzung des Finanzsekretärs
Karl Braungart in Frerburg nach Überlingen,

unterm 16. April d. I . : die Versetzung des Finanzsekretärs
Joseph Stauß in Singen nach Stockach .

Die Zoll- und Steuerverwaltung hat entlassen auf Ansuchen:
unterm 9. April d. I . : den Finanzassistent Karl Mackamul in
St . Blasien . _

Dir Lotterie deS Ortsausschusses vom Roten Kreuz in
Mannheim betr.

Dem Ortsausschuß vom Roten Kreuz in Mannheim wurde
für den Amtsbezirk Mannheim die Erlaubnis zur Veranstal¬
tung einer Lotterie von SO 000 Losbriefen , bei der 8683 Geld¬
gewinne im Gesamtwert von 18 000 M . ausgespielt und
80 000 Lose, das Stück zu 1.10 M ., ausgegeben werden, er¬
teilt .

Der Vertrieb der Losbriefe ist auf den Amtsbezirk Mann¬
heim beschränkt .

Karlsruhe , den 10. Mar 1919.
Ministerium des Inner ». d
Der Ministerialdriektor

Pfisterer Stoll .
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in Heidelberg , Göthestr . 10,
„ Pforzheim , Marktplatz 3,
„ Donauefchingen , Gasthaus z. Bären.

Dort erhaltet Ihr Fahrtausweis nach dem Sennr-
lag« , Euer Fahrgeld zu den Werbestellen sowie zum
Sennelager wird Euch zurückbezahlt, wenn ihr d- Fahr -
karten in der Annahmestelle Sennelager vorzeigt.

Biele habe« sich schon gemeldet. Eingestellt werden
Unteroffiziere und Mannschaften all« Waffen , die im Felde
Waren- Ferner Ungediente, die da^ 17 . Lebensjahr voll¬
endet, 1,60 groß, 80 cm Brustumfang haben . Fahrtans .
Weise werden auf Wunsch vom Sennelag « Paderborn
zugesandt . G480

Landesjägerkorps . De« « elager Paderborn .

Größerer Posten

Milchzentrifugen
sofort ab Lager zn verkaufen :

40 Liter Stundenleistung Mark 280.—

Weck L Mell. Hmbmg, « nhw.
Telegrammadresse - Elektroscheerle - Telephon : Merkur

731, Alst« 811, Elbe 8686.

RUIvk - u , ksttvvi ' soi ' gung
Wir empfehlen uns zur Lieferung all« für di»

Milchwirtschaft « forderlichen Gerät «, Maschine «
r> Hilfsmittel . Auf Wunsch stehen wir mit fach¬
männischem Rat und Auskunft gerne zur Verfügung -

MW« MllMMlband

E Wichtig sür die Wahle« !

MeEeinMMilW
für die nicht unter die Städteordnung
fallenden Gemeinden in Bade « nebst neu«
Gemeinde -Wahlordnung ,
sowie d« Verordnung betreffend die
Wahl der Bezirksräte und
Kreisabgeordneten .
Bearbeitet nach amtlichen Unterlagen .
— Preis geheftet Mk. 2^ 0, kart . Mk. 3.—

Alle Mtmhnilng
- für Bade « , nebst neuer -

Städte - Wahlordnnng .
Bearbeitet nach amtlichen Unterlagen .
— Preis geheftet Mk . 1.80, kart. 2.40.

Diese beiden Ausgaben find bearbeitet mit Be¬
rücksichtigung der neuesten Gesetzes - Ber »
öffentlichungen . mit Beigabe aller Verord¬
nungen und Muster, und bieten so die einzig
brauchbaren , vollständigen und unbe¬
dingt zuverlässigen Unterlagen für alle, die
mit den bevorstehenden Gemeindewahlen zu tun
haben, also besonders den Gemeindebehör¬
den und Parteibüros , ab« auch jedem

Wähler .

Verlag der G. Braurrschen
Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .

Gütertarif Kasel Kad. Stb .-Schweiz.
Auf IS. Mai ISIS werden folgende Frachtsätze ein»

geführt :
Bowil Eilgut Stückgut

nach und von 1 8
Basel Bad . Stb - 456 230 186 ) Rappen

1 für
Basel Bad . Stb - tranfit 432 818 1761 100 kg

Karlsruhe , den 12. Mai ISIS-
Geueraldirektiou der StaatSeiseubahne ».

WM MUHslW
k- kttMe SMtsbllllkit .
M2362 .2. Heidelberg . In

der Klagesache des Land-
Wirts Johann Dünger in
Dossenheim, Prozeßbevoll-
mächtigte: Rechtsanwälte
vr . Schott!« und Spitz in
Heidelberg, gegen seine Ehe¬
frau KlaraDung« geb . Halter,
zuletzt in Heidelberg, jetzt
unbekannten Aufenthaltes ,
ladet d« Kläger die Be¬
klagte vor die I- Civilkam -
nt« desLandgerichtsHeidel¬
berg zu dem aus Mitwoch ,

de» L Ink ISIS , vormittags
S Uhr , bestimmten Termin ,
nachdem das Verfahren
seit dem Termin vom 12.
März ISIS ruhte ; er nimmt
Bezug auf die bereits zu»
gestellte Klageschrift.
Heidelberg. 13 . Mai ISIS .

D« Gerichtsschrriber
des Landgerichts.

Aufgebot.
M 282 .321 Freibnrg. D«

Zahnarzt Hermann Kunkel
in Freiburg , hat das Auf¬
gebot der Stadtanleihen
der Stadt Freiburg von
1914/17 : -k. 1514 über

2000 C. 1718 üb« je
800 c . 58718 üb« je
500 c . 870213 über je
500desgleichen von 1917
S . 1476 über 2000 bean-
tragt - D« Inhaber der
Urkundenwird aufgefordert ,
spätestens in dem . auf
Samstag,L7.SePtemb « ISIS,

vormittags */,S Uhr ,
vor dem Unterzeichneten
Gerichte anberaumten Auf¬
gebotstermine seine Rechte
anzumelden und die Ur¬
kunden vorzulegen, widri¬
genfalls die KraftloSer-
klärung der Urkunden
erfolgen wird.

Freiburg . 10. Mai 1919 .
Gerichtsschreiberei des

Amtsgerichs 4.

Zahlungssprrre.
M .253.2 .1 Mannheim Auf

Antrag der Firma Ba« L
Auerbach in München 6,
Maximiliansplah 18, wird
d« Firma Badische Anilin.
L SodafabrikA- G . in Mann¬
heim und Ludwigshafen
am Rhein , verböten an den
Inhaber der Aktien der Ba¬
dischen Anilin . L Sodafa¬
brik in Mannheim u. Lud¬
wigshafen am Rhein :
2 Stück Nr - 3047 und Nr -
7087 über je 600 M ., ferner
1 Stück Nr. 45439/40 über
1200 M . eine Leistung zu
bewirken, insbesondere

neue ZinS-, Renten - oder
Gewinnanteilscheine oder
einen Erneuerungsschein
auszugeben .
Mannheim , 9 . Mai 1919.

Amtsgericht 2 . S.

M .235 .2.2 . Mannheim .
Auf Antrag der Frau Marie
Lock, Apothekers Witwe in
Stuttgart , Sonnenberg¬
straße S k, wird d« Firma
Badische Auilia- und Soda¬
fabrik in Mannheim , Lud¬
wigshafen und Stuttgart
verboten, an den Jnhab «
d« Aktien der Badischen
Anilin- und Sodafabrik in
Mannheim und LudwigS-
hafen Nr . 6873 , 6874 , 8964
und 8965 üb« je 600 M .,
Nr- 82661 . «2662, 107571 ,
107572,107573. und 107574
üb« je 1200 Mk. eine
Leistung zu bewirken, ins¬
besondere neue Zins -, Ren¬
ten- oder Gewinnanteil¬
scheine od« einen Erneu¬
erungsschein auszugeben .

Mannheim , 8 . Mai ISIS .
Amtsgericht 2 9.

Zahluugssperre.
M217 -2 .2 . Mannheim.

Auf Antrag deS Karl Merz¬
bach, Mitinhaber des Bank¬

geschäftS S - Merzbach in
Offenbach a . M ., wird der
Firma Zcüstoffabrik Wald¬
hof A.-G - in Mannheim -
Waldhof und deren Zahl¬
stellen in Berlin : Berlin «
Handelsgesellschaft; in Frank¬
suri a. M . ; E . Ladenburg ;
in Mannheim : Süddeutsche
Diskouto-Gescllschaftverboten
an den Inhaber der Aktien
der Zellstoffsabrik Waldhof
Ä--G - m Mannheim -Wald-
hof Nr - 3506. Nr - 11184,
Nr- 860S3 üb« je 1000 M -,
eine Leistung z» bewirken
insbesondere neue Zins, -
Renten - oder Gewinnan¬
teilscheine oder einen Er¬
neuerungsschein auszu¬
geben.
Mannheim , 7. Mai 1919 -

Bad . Amtsgericht 2 S.

M -230,2 .2 . Emmendingen.
DerSchlosser Wilhem Ehren¬
mann, geb - am 9 . Dezember
1858 zu Malterdingen , zu¬
letzt wohnhaft in Malter -
dingen, soll auf Antrag
des Wagners Karl Ehren¬
mann in Malterdingen , für
tot erklärt werden.

Der bezeichnet Verschol¬
lene wird ausgefordet, sich
spätestensin demaufFreitag,
de« 12 . Dezember ISIS , vor¬
mittags 10 Uhr, vor dem
Unterzeichneten Gericht an -
beraumtenAufgebotstermin
zu melden, widrigenfalls
die Todeserklärung erfolgen
wird. An alle, welche Aus-
kunf über Leben oder Tod
des Verschollenen zu er¬
teilen vermögen, ergeht die
Aufforderung, spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen .
Emmendingen , 13-Mai 1919

D« Gerichtsschrcib«
das bad. Amtsgerichts.

M -234 - Karlsruhe . Das
Amtsgericht L i Karlsruhe
hat folgendes Aufgebot er¬
lassen :

Der Waisenrat Gregor
Schoch in Duchtlingen, Amt
Engen , hat als Abwesen ,
heitspflegerdes nachgenann¬
ten Verschollenen beantragt ,
den am 16- Mai 1870 in
Duchtlingen geborenen, im
Jahre 1902 nach Amerika
ausgewanderten und seit
dem Jahre 1903 verschol¬
lenen Hermann Guädrng « ,
zuletzt wohnhaft in Zürich
(Schweiz) für tot zu er-
klären. .

»
Der bezeichnete Verschal -

lene wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf

Donnerstag, 1I .Dezemb .1S1S
vormittags 11 Uhr ,

vor dem Badischen Amts¬
gericht Karlsruhe Abt. L 1
Akademiestratze 2 - , Zimmer
Nr - 2 anberaumten Auf¬
gebotstermine zu melden,
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen wird-

An alle,' welche Auskunft
üb« Leben oder Tod deS
Verschollenen zu erteilen
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens im
Aufgebotstermine dem Ge¬
richt Anzeige zu machen.

Karlsruhe , 9 . Mai 1919.
Gerichtsschreibcrei

des Amtsgerichts S I.

WW «
MmtlnMlUWI.
Hochbauarbeiten für dem

Bau von Grundmauern
der Beamtenwohnhäusern
Ecke Bahnhof - und Lud-
wigstratze in Schwetzingen
nach Finanzministerial -
verordnung vom 3- Janu¬
ar 1907 öffentlich zu
vergeben:

Grab- und Maurerar¬
beiten. 143 cbin Erdaus¬
hub, 99 cbm Beton , 509
cbm Bruchsteinmauerwerks
11,2 m Kamine , 114 gm
hammerrechtes Bruch¬
steinmauerwerk, 9 cbm
Hausteine zu versetzen ,
182 gm Jsolierpappe , 740
Kg Eisenbahnschienen zu
verlegen.

Steinhanerarbeiten. 46
cbm Hausteine rotes Ma¬
terial , Main -, Neckar- od«
Taubertäler Sandstein .

Eisenbcto«arbeiten . 53S
gm Eisenbetondecken, 4,6
cbm Stürze , 21,S0 m Un¬
terzüge .

Zeichnungen, Bedingun¬
gen und Arbeitsbeschreibe
liegen an Werktagen auf
unserem Baubureau Lud-
wigstraße 2 in Schwetzin¬
gen zur Einsicht auf ; dort
auch Abgabe der Ange¬
botsvordrucke. Angebote
verschlossen, postfrei und
mit der Aufschrift „Ange¬
bot auf . . . . arbeite»
für die Beamtenwohnhäu¬
ser in Schwetzingen", bis
längstens Mittwoch, de»
28. Mai ds. IS . uachmit-
tagS 5 Uhr, an das Bau¬
bureau Ludwigstraße 2 i»
Schwetzingen einzureichen,
dort Eröffnung d« Ange¬
bote- Zuschlagsfrist S
Wochen . , M .166 .2.1
Mannheim , 9. Mai ISIS .

Bahubaumspektio « 2.
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